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Abkürzungsverzeichnis

Abs. Absatz

BA Betrieb gewerblicher Art

bzw. beziehungsweise

gem. gemäß

GemHVO Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des
Haushaltsplans der Gemeinden (Gemeindehaushaltsverordnung)
vom 2. April 2006 (GVBl. I S. 295) in der jeweils gültigen Fassung

GemKVO Gemeindekassenverordnung

HGO Hessische Gemeindeordnung in der Fassung vom 1. April 2005
(GVBl. I S. 142) in der jeweils gültigen Fassung

IDR Institut der Rechnungsprüfer

IDVV Institut der Wirtschaftsprüfer

i. H. v. in Höhe von

i. V. m. in Verbindung mit

KVKR Kommunaler Verwaltungskontenrahmen

Nr. Nummer

PL Prüfungsleitlinie (des IDR)

S. Satz

vgl. vergleiche

z. B. zum Beispiel
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1. PRÜFUNGSAUFTRAG

Entsprechend § 128 Abs. 1 HGO I. V. m. § 131 Abs. 1 Nr. 1 HGO obliegt dem
Rechnungsprüfungsamt die Prüfung des vom Magistrat der Stadt Bad Nauheim
erstellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016 (Anlagen 1 bis 4 sowie
Anlage 6) unter Einbeziehung der Buchführung und des Rechenschaftsberichts für
das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2016 (Anlage 5) vorzunehmen
und das Ergebnis seiner Prüfung in einem Schlussbericht zusammenzufassen.
Zuständig für die Stadt Bad Nauheim ist die Revision des Wetteraukreises
(§ 129 S. 3 HGO). Die Revision des Wetteraukreises bedient sich bei der Prüfung des
Jahresabschlusses 2016 der Stadt Bad Nauheim der Unterstützung einer externen
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

Die zur Prüfung des Jahresabschlusses notwendigen Unterlagen (Bücher, Belege,
Akten) wurden vorgelegt.

Über das Ergebnis der Abschlussprüfung berichtet dieser Schlussbericht, der in
Anlehnung an die Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei kommunalen
Abschlussprüfungen des Instituts der Rechnungsprüfer (vgl. IDR PL 260) erstellt
wurde.
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2. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN

2.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Stadt

2.1.1 Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf

Im Jahresabschluss sowie im Rechenschaftsbericht wurden nach Auffassung der
Revision folgende wesentlichen Aussagen zum Geschäftsverlauf und zur Lage der
Stadt getroffen:

1. Das Haushaltsjahr 2016 schließt mit einem Jahresfehlbetrag von - 83 TC ab.
Gegenüber dem fortgeschriebenen 2. Nachtragshaushaltsplan, der einen
Jahresfehlbetrag von - 140 TC vorsah, ergibt sich eine Plan- zu Ist -Abweichung
von + 56 TC. Die wesentlichen Veränderungen, die zur Verbesserung des
Ergebnisses führten, begründen sich auf niedrigere öffentlich-rechtliche
Leistungsentgelte (- 377 TC), gesunkene Steuern und steuerähnlichen Erträge
(- 878 TC) sowie niedrigere Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen (- 760 TC).
Gegenläufig kam es zu höheren Erträgen aus der Auflösung von Sonderposten
(+ 386 TC) sowie gestiegenen sonstigen ordentlichen Erträgen (+ 503 TC). Die
höheren Abschreibungen (+ 1.617 TC) konnten durch geringere Aufwendungen für
Sach- und Dienstleistungen (- 1.988 TC) überkompensiert werden. Darüber
hinaus fällt das außerordentliche Ergebnis positiv aus (+ 743 TC).

2. Das Eigenkapital hat sich gegenüber dem Vorjahr um - 83 TC verringert. Dies
resultiert aus dem Ergebnis des Haushaltsjahres.

3. Der Finanzmittelbestand hat sich in 2016 um — 2.468.306,68 C auf
13.654.928,75 C gegenüber dem Bestand zum 31. Dezember 2015
(16.123.235,43 C) verringert.

Aufgrund der Prüfung wird festgestellt:

Die Aussagen zur wirtschaftlichen Lage und zum Geschäftsverlauf der Stadt geben
unter Einbezug der in Ziffer 7.1 angegebenen Prüfungsfeststellungen i. V. m. dem in
Ziffer 7.2 eingeschränkten Bestätigungsvermerk eine zutreffende Beurteilung der
Lage der Stadt wieder.

2.1.2 Künftige Entwicklung sowie Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung

Im Rechenschaftsbericht wurden nach Auffassung der Revision folgende
wesentliche Aussagen zur künftigen Entwicklung und zu den Chancen und Risiken
der künftigen Entwicklung der Stadt getroffen:

1. Die steigende Einwohnerzahl hat insbesondere Auswirkungen auf die
Berechnung der wichtigsten Einnahmen der Stadt, z. B. Gemeindeanteil an
der Einkommenssteuer und Umsatzsteuer sowie Schlüsselzuweisungen vom
Land.
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2. Bedingt durch die Ausweisung neuer Baugebiete sind in den kommenden
Jahren steigende Erträge aus der Grundsteuer B zu generieren.

3. Die Ausweisung von Baugebieten dient dazu, der demographischen
Entwicklung entgegenzutreten sowie die nachhaltige Verbesserung der
Schlüsselzuweisungen und die nachhaltige Stärkung des Gemeindeanteils an
der Einkommenssteuer zu sichern.

4. Im Bereich der ordentlichen Aufwendungen konnten aufgrund einer stetigen
Aufgabenkritik und sozialverträglichen Personalentwicklungsmaßnahmen die
Gesamtpersonalaufwendungen zumindest konstant gehalten als auch die
Sachaufwendungen verringert werden.

5. Die hohen Verbindlichkeiten aus der Kreditaufnahme (Gesamtverschuldung)
führen zu hohen Zinsaufwendungen. Die Entwicklung der Zinsen bedeutet
daher ein Risiko bzgl. der Ergebnisentwicklung sowie für die finanz-
wirtschaftliche Stabilität.

6. Eine permanente Aufgabenkritik wird auch weiterhin zu Herausforderungen
bzw. Optimierung von Dienstleistungen führen.

7. Bezüglich der Risiken gegenüber verbundenen Unternehmen und
Beteiligungen wird seitens der Stadt auf den Anhang und den Beteiligungs-
bericht verwiesen.

Aufgrund der Prüfung wird festgestellt:

Die Aussagen im Rechenschaftsbericht spiegeln insgesamt die künftige Entwicklung
sowie die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung nach Auffassung der
Rechnungsprüfung zutreffend wider.

2.2 Frist für die Aufstellung des Jahresabschlusses und Vorlage des Schluss-
berichts an die Stadtverordnetenversammlung

Die Stadt hat für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss
aufzustellen. Er hat sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungs-
abgrenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen zu
enthalten.

Gemäß § 112 Abs. 9 HGO soll der Magistrat der Stadt den Jahresabschluss innerhalb
von vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufstellen und die
Stadtverordnetenversammlung unverzüglich über die wesentlichen Ergebnisse des
Abschlusses unterrichten.

Der Magistrat hat die Aufstellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2016 am
11.07.2017 beschlossen. Der uns vorgelegte Jahresabschluss datiert vom
20.06.2017. Die Frist nach § 112 Abs. 9 HGO wurde somit nicht eingehalten.

Der Magistrat legt nach Abschluss der Prüfung durch die Revision den
Jahresabschluss mit dem Schlussbericht der Stadtverordnetenversammlung zur
Beratung und Beschlussfassung vor.
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2.3 Erteilung der Entlastung des Vorjahresabschlusses

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 08.05.2025 dem Magistrat
Entlastung für die geprüften Haushaltsjahre 2014 und 2015 erteilt. Die
Veröffentlichung der Beschlüsse erfolgte am 23.05.2025 auf der Internetseite der
Stadt Bad Nauheim. Die erforderliche Hinweisbekanntmachung fand am 24.05.2025
in der Wetterauer Zeitung statt. Die Auslegung der Jahresabschlüsse erfolgt gemäß
§ 114 Abs. 2 HGO für mindestens ein Jahr auf der Internetseite der Stadt Bad
Nauheim.
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3. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG

3.1 Gegenstand der Prüfung

Erstellung, Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung der Buchführung, des
Jahresabschlusses - bestehend aus Vermögensrechnung, Ergebnisrechnung,
Finanzrechnung sowie Anhang - und des Rechenschaftsberichts liegen in der
Verantwortung des Magistrats der Stadt.

Aufgabe der Revision ist es, auf der Grundlage der durchgeführten pflichtgemäßen
Prüfung ein Urteil über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung,
der Inventur, des Inventars sowie der örtlich festgelegten Nutzungsdauern der
Vermögensgegenstände und über den Rechenschaftsbericht abzugeben.

Dazu hat die Revision den Haushaltsplan, die Buchführung, die Anlagen, den
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016, bestehend aus der Vermögensrechnung,
der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teilrechnungen sowie dem Anhang
(Anlagen 1 bis 4 sowie Anlage 6) und den Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr
2016 (Anlage 5) der Stadt geprüft. Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der
Vorschriften zur Rechnungslegung nach der HGO bzw. GemHVO aufgestellt.

Im Rahmen des gesetzlichen Prüfungsauftrages wurde die Einhaltung der
gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen
ortsrechtlichen Bestimmungen über den Jahresabschluss, Anhang und den
Rechenschaftsbericht sowie die Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung geprüft.

3.2 Art und Umfang der Prüfung

Nach § 128 HGO wurde der Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2016 mit allen
Unterlagen im Rathaus der Stadt Bad Nauheim, Parkstraße 36-38, 61231 Bad
Nauheim und in den eigenen Büroräumen geprüft und festgestellt, ob

1. der Haushaltsplan eingehalten ist,
2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig

begründet und belegt sind,
3. bei den Erträgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei der

Vermögens- und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfahren
worden ist,

4. die Anlagen zum Jahresabschluss vollständig und richtig sind,
5. der Jahresabschluss nach § 112 Abs. 2 HGO ein den tatsächlichen Verhältnissen

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt darstellt,
6. der Bericht nach § 112 Abs. 3 HGO eine zutreffende Vorstellung von der Lage der

Stadt vermittelt.

Die Rechnungsprüfung hat die Prüfung nach §§ 128 und 131 HGO und dem
risikoorientierten Prüfungsansatz in Anlehnung an die vom ID\A/ und IDR entwickelten
Grundsätze ordnungsmäßiger (kommunaler) Abschlussprüfung vorgenommen.

Der vorliegende Bericht basiert auf den Empfehlungen des IDR.
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Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass
ein hinreichend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung,
der Jahresabschluss und der Rechenschaftsbericht frei von wesentlichen
Fehlaussagen sind.

Die Prüfungsstrategie orientiert sich an folgenden Zielen:

• Prüfung der Vollständigkeit:
Es war zu prüfen, ob alle gemäß § 49 GemHVO aufzuführenden Bestandteile der
Vermögensrechnung tatsächlich im Jahresabschluss abgebildet sind.

• Prüfung der Existenz:
Es war zu prüfen, ob alle im Jahresabschluss abgebildeten Posten vorhanden
sind.

• Prüfung der Bewertung:
Es war zu prüfen, ob alle Vermögenswerte, Schulden und Rechte im
Jahresabschluss unter Beachtung der Bewertungsvorschriften richtig bewertet
und abgeschrieben worden sind.

• Prüfung der Richtigkeit:
Es war zu prüfen, ob alle Beträge und sonstigen Angaben, die sich auf Posten im
Jahresabschluss beziehen, korrekt ermittelt wurden.

• Prüfung der Abgrenzung:
Es war zu prüfen, ob alle im Jahresabschluss erfassten Posten der richtigen
Rechnungslegungsperiode zugeordnet wurden.

• Prüfung des Eigentums und der Verpflichtungen:
Es war zu prüfen, ob die im Jahresabschluss abgebildeten Vermögenswerte zum
Jahresabschlussstichtag der Kommune zuzuordnen waren und ob hinsichtlich
der ausgewiesenen Schulden zum Jahresabschlussstichtag entsprechende
Verpflichtungen bestanden.

• Prüfung des Ausweises:
Es war zu prüfen, ob die einzelnen Positionen des Jahresabschlusses in den
zutreffenden Bilanzkonten erfasst wurden und ob Ausweis und Erläuterungen im
Jahresabschluss, im Anhang sowie im Rechenschaftsbericht sachgerecht und
verständlich sind.

Dem risikoorientierten Prüfungsansatz gemäß hat die Revision eine am Risiko der
Stadt ausgerichtete Prüfungsplanung durchgeführt. Diese Prüfungsplanung wurde
auf der Grundlage von Auskünften der Verwaltungsleitung und erster analytischer
Prüfungshandlungen sowie einer grundsätzlichen Beurteilung des rechnungslegungs-
bezogenen Internen Kontrollsystems erstellt.

Darauf aufbauend wurde ein prüffeldbezogenes risikoorientiertes Prüfungs-
programm entwickelt, das auf der Grundlage der festgestellten prüffeldbezogenen
Risikofaktoren unter Einbeziehung der Beurteilung der Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen Internen Kontrollsystems der Stadt Schwerpunkte, Art
und Umfang der Prüfungshandlungen festlegt.

Die Abschlussprüfung schließt eine stichprobengestützte Prüfung der Nachweise für
die Bilanzierung und die Angaben in Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht ein.
Sie beinhaltet die Prüfung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und



Stadt Bad Nauheim
Bericht über die Prüfung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2016 Wetteraukreis

-Revision- Seite 11 von 39

Gliederungsgrundsätze und wesentlicher Einschätzungen des Magistrats und des
Kämmerers sowie eine Beurteilung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses mit
Anhang und des Rechenschaftsberichts.

Gegenstand der Prüfungshandlungen im Rahmen der Prüfung des Rechenschafts-
berichts waren die Vollständigkeit und die Plausibilität der Angaben. Die Angaben
sind unter Berücksichtigung der während der Abschlussprüfung gewonnenen
Erkenntnisse beurteilt worden, ob sie in Einklang mit dem Jahresabschluss stehen,
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt vermitteln und die Chancen
und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellen.

Die Prüfung umfasst aussagebezogene einzelfallorientierte Prüfungshandlungen
sowie Aufbau- und Funktionsprüfungen. Die angewandten Verfahren zur Auswahl
der risikoorientierten Prüfungshandlungen basieren auf einer Zufallsauswahl oder
einer bewussten Auswahl der zu prüfenden Stichprobenelemente.

Die Prüfungsstrategie des risikoorientierten Prüfungsansatzes hat zu folgenden
Schwerpunkten des Prüfungsprogramms geführt:

• Vollständigkeit und Fortschreibung des Sachanlagevermögens und der
Sonderposten,

• Bewertung der Forderungen,
• Saldenabstimmung der verbundenen Unternehmen und Beteiligungen,
• Vollständigkeit und Fortschreibung der Rückstellungen,
• Prüfung der größten Ertrags- und Aufwandspositionen.

Art, Umfang und zeitlicher Ablauf der einzelnen Prüfungshandlungen sowie der
Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden im Hinblick auf diese
Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung der Risikoeinschätzung sowie der
Wesentlichkeit bestimmt.

Insbesondere wurden folgende Prüfungshandlungen durchgeführt bzw. folgende
Prüfungsergebnisse und Arbeiten Dritter verwendet:

• Im Rahmen unserer Einzelfallprüfungen haben wir Saldenbestätigungen der
Kreditinstitute eingeholt.

• Die Rückstellungen wurden durch Befragungen der Bediensteten und der
Verwaltungsleitung auf Vollständigkeit untersucht. Die zutreffende Ermittlung
der Rückstellungshöhe wurde durch stichprobenhafte Prüfung der
Berechnungen und eine kritische Beurteilung der vorgenommenen
Schätzungen geprüft.

• Zur Prüfung der Pensions- und Beihilferückstellungen lag der Revision ein
versicherungsmathematisches Gutachten der Versorgungskasse für die
Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände in Darmstadt vor. Aufgrund
der Einschätzungen der Qualifikation der Sachverständigen sowie der
Beurteilung von Art und Umfang deren Tätigkeit hat sich die Revision bei der
Prüfung auf deren Arbeitsergebnisse gestützt.
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• Für die Altersteilzeitrückstellung lagen uns Berechnungen der HJS GmbH,
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft — Steuerberatungsgesellschaft, Bickenbach,
vor.

Wir haben die Prüfung - mit Unterbrechungen - im Zeitraum vom 21.05.2024 bis
13.05.2025 in den Räumen des Rathauses der Stadt Bad Nauheim und in den eigenen
Büroräumen durchgeführt.

Der zum 18.02.2025 unterschriebene Jahresabschluss wurde uns am 19.02.2025
zugestellt.

Die Revision ist der Auffassung, dass die Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage
für das Prüfungsurteil bildet.

Ausgangspunkt der Prüfung war der geprüfte und unter dem Datum vom 14.01.2025
mit dem eingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum
31.12.2015.

Alle erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden durch die Verwaltungsleitung
erteilt. Der Bürgermeister hat die Vollständigkeit des Jahresabschlusses und des
Rechenschaftsberichts am 01.07.2025 schriftlich bestätigt.
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4. GRUNDLAGEN DER HAUSHALTSWIRTSCHAFT

4.1 Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Haushaltsjahr

Grundlagen der Finanzwirtschaft waren

a) die von der Stadtverordnetenversammlung am 26.03.2015 beschlossene
Haushaltssatzung mit Haushaltsplan,

im Ergebnishaushalt

beim ordentlichen Ergebnis
die Erträge
die Aufwendungen

beim außerordentlichen Ergebnis
die Erträge
die Aufwendungen

mit einem Fehlbedarf von

im Finanzhaushalt

aus laufender Verwaltungstätigkeit
der Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen

aus Investitionstätigkeit
die Einzahlungen
die Auszahlungen

aus Finanzierungstätigkeit
die Einzahlungen
die Auszahlungen

mit einem Zahlungsmittelbedarf des Haushaltsjahres von

70.429.835,00
71.121.375,00

0,00
0,00

- 691.540,00

1.931.820,00

6.158.720,00
22.849.750,00

16.691.030,00
2.326.600,00

- 394.780,00

Die gemäß § 97 Abs. 2 HGO geforderte öffentliche Bekanntmachung des Entwurfes
der Haushaltssatzung wurde am 20.09.2014 in der Wetterauer Zeitung vor-
genommen. Die öffentliche Auslegung des Entwurfes fand in der Zeit vom 22.09.2014
bis 30.09.2014 statt.

Nach § 97 Abs. 4 HGO ist die von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene
Haushaltssatzung mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Die Vorlage
soll spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres erfolgen.
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Dieser Termin wurde in dem geprüften Haushaltsjahr 2016 mit der am 13.04.2015
erfolgten vollständigen Vorlage eingehalten.

Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde wurde am 18.06.2015 vorerst zurückgestellt.
Die Prüfung der Genehmigungsfähigkeit konnte erst nach Vorlage eines Berichtes
über die Entwicklung des Haushaltsergebnisses 2015 sowie der Steuereinnahmen
der Stadt erfolgen. Aufgrund der am 16.12.2015 vorgelegten 1. Nachtragshaushalts-
satzung 2016 und deren Genehmigung am 25.04.2016 wurde seitens der
Aufsichtsbehörde auf eine nachträgliche Genehmigung der Haushaltssatzung im
Doppelhaushalt 2015/2016 verzichtet.

Die öffentliche Bekanntmachung der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016
erfolgte am 01.07.2015 in der Wetterauer Zeitung. Gemäß § 97 Abs. 5 HGO lag die
Haushaltssatzung mit ihren Anlagen in der Zeit vom 02.07.2015 bis 10.07.2015 im
Rathaus der Stadt Bad Nauheim zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Im geprüften Haushaltsjahr waren somit bis zum Ende der Auslegungsfrist die
Bestimmungen des § 99 HGO über die vorläufige Haushaltsführung anzuwenden.
Danach durfte die Stadt u. a. nur Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich
verpflichtet ist oder die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar
sind; sie darf insbesondere Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen des
Finanzhaushaltes fortsetzen, für die im Haushaltsplan eines Vorjahres Beträge
vorgesehen sind.
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b) die 1. Nachtragshaushaltssatzung 2016 mit Nachtragshaushaltsplan, von der
Stadtverordnetenversammlung beschlossen in ihrer Sitzung am 10.12.2015.

Mit dem 1. Nachtragshaushaltsplan werden die Ansätze auf nunmehr festgesetzt:

im Ergebnishaushalt

beim ordentlichen Ergebnis
die Erträge
die Aufwendungen

beim außerordentlichen Ergebnis
die Erträge
die Aufwendungen

mit einem Überschuss von

im Finanzhaushalt

aus laufender Verwaltungstätigkeit
der Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen

aus Investitionstätigkeit
die Einzahlungen
die Auszahlungen

aus Finanzierungstätigkeit
die Einzahlungen
die Auszahlungen

mit einem Zahlungsmittelüberschuss des Haushaltsjahres von

72.737.135,00
72.309.870,00

0,00
0,00

427.265,00

3.050.625,00

6.460.420,00
9.455.550,00

2.000.000,00
1.783.000,00

272.495,00

Die gemäß § 97 Abs. 2 HGO geforderte öffentliche Bekanntmachung des Entwurfes
der 1. Nachtragshaushaltssatzung wurde am 19.09.2015 in der Wetterauer Zeitung
vorgenommen. Die öffentliche Auslegung des Entwurfes fand in der Zeit vom
21.09.2015 bis 29.09.2015 statt.

Die von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene 1. Nachtragshaushalts-
satzung wurde gemäß § 97 Abs. 4 HGO mit ihren Anlagen am 16.12.2015 der
Aufsichtsbehörde vorgelegt.

Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde wurde am 25.04.2016 ohne Auflagen nach
§ 102 Abs. 4 HGO, § 103 Abs. 2 HGO und § 105 Abs. 2 HGO erteilt.
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Die öffentliche Bekanntmachung der 1. Nachtragshaushaltssatzung für das
Haushaltsjahr 2016 erfolgte am 14.05.2016 in der Wetterauer Zeitung.
Gemäß § 97 Abs. 5 HGO lag die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen in der Zeit vom
17.05.2016 bis 27.05.2016 im Rathaus der Stadt Bad Nauheim zur Einsichtnahme
öffentlich aus.
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c) die 2. Nachtragshaushaltssatzung 2016 mit Nachtragshaushaltsplan, von der
Stadtverordnetenversammlung beschlossen in ihrer Sitzung am 08.12.2016.

Mit dem 2. Nachtragshaushaltsplan werden die Ansätze auf nunmehr festgesetzt:

im Ergebnishaushalt

beim ordentlichen Ergebnis
die Erträge
die Aufwendungen

beim außerordentlichen Ergebnis
die Erträge
die Aufwendungen

mit einem Überschuss von

im Finanzhaushalt

aus laufender Verwaltungstätigkeit
der Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen

aus Investitionstätigkeit
die Einzahlungen
die Auszahlungen

aus Finanzierungstätigkeit
die Einzahlungen
die Auszahlungen

mit einem Zahlungsmittelüberschuss des Haushaltsjahres von

74.759.805,00
73.988.110,00

0,00
0,00

771.695,00

3.395.055,00

4.907.815,00
9.309.050,00

3.381.800,00
1.855.525,00

520.095,00

Die gemäß § 97 Abs. 2 HGO geforderte öffentliche Bekanntmachung des Entwurfes
der 2. Nachtragshaushaltssatzung wurde am 17.09.2016 in der Wetterauer Zeitung
vorgenommen. Die öffentliche Auslegung des Entwurfes fand in der Zeit vom
19.09.2016 bis 27.09.2016 statt.

Die von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene 2. Nachtragshaushalts-
satzung wurde gemäß § 97 Abs. 4 HGO mit ihren Anlagen am 23.12.2016 der
Aufsichtsbehörde vorgelegt.

Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde wurde am 26.04.2017 ohne Auflagen nach
§ 102 Abs. 4 HGO, § 103 Abs. 2 HGO und § 105 Abs. 2 HGO erteilt.
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Die öffentliche Bekanntmachung der 2. Nachtragshaushaltssatzung für das
Haushaltsjahr 2016 erfolgte am 20.05.2017 in der Wetterauer Zeitung.
Gemäß § 97 Abs. 5 HGO lag die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen in der Zeit vom
22.05.2017 bis 31.05.2017 im Rathaus der Stadt Bad Nauheim zur Einsichtnahme
öffentlich aus.

4.2 Kreditermächtigung und -genehmigung

Der Gesamtbetrag der Kredite wurde gemäß § 2 der Haushaltssatzung im
Haushaltsjahr 2016 i. H. v. 16.691.030,00 C festgesetzt.

Durch die 1. Nachtragshaushaltssatzung wurde der Gesamtbetrag der Kredite
gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 16.691.030,00 C um
14.691.030,00 C vermindert und damit auf 2.000.000,00 C neu festgesetzt.

Mit der 2. Nachtragshaushaltssatzung wurde der Gesamtbetrag der Kredite
gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 2.000.000,00 C um 1.381.800,00
erhöht und damit auf 3.381.800,00 C neu festgesetzt. Darin enthalten sind Kredite
aus dem Kommunalinvestitionsprogramm (KIP) in Höhe von 310.000,00 C und für
das Projekt „Neubau Therme" in Höhe von 2.000.000,00 C.

Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde wurde am 18.06.2015 vorerst zurückgestellt.
Aufgrund der am 16.12.2015 vorgelegten 1. Nachtragshaushaltssatzung 2016 wurde
seitens der Aufsichtsbehörde auf eine nachträgliche Genehmigung der Haushalts-
satzung im Doppelhaushalt 2015 / 2016 verzichtet. Die Genehmigung der Aufsichts-
behörde gemäß § 103 Abs. 2 HGO für die 1. Nachtragshaushaltssatzung erfolgte am
25.04.2016. Die entsprechende Genehmigung der Aufsichtsbehörde für die
2. Nachtragshaushaltssatzung erfolgte am 26.04.2017.

Gemäß § 103 Abs. 3 HGO gilt die Kreditermächtigung bis zum Ende des auf das
Haushaltsjahr folgenden Jahres und, wenn die Haushaltssatzung für das
übernächste Jahr nicht rechtzeitig bekannt gemacht worden ist, bis zur
Bekanntmachung dieser Haushaltssatzung.

4.3 Verpflichtungsermächtigungen

Ein Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wurde gemäß § 3 der
Haushaltssatzung 2016 auf 2.640.000,00 C festgesetzt.

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wurde mit der 1. Nachtrags-
haushaltssatzung nicht geändert.

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wurde mit der 2. Nachtrags-
haushaltssatzung gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 2.640.000,00 C
um 27.800.000,00 C erhöht und damit auf 30.440.000,00 C neu festgesetzt.
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Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde wurde am 18.06.2015 vorerst zurückgestellt.
Aufgrund der am 16.12.2015 vorgelegten 1. Nachtragshaushaltssatzung 2016 wurde
seitens der Aufsichtsbehörde auf eine nachträgliche Genehmigung der Haushalts-
satzung im Doppelhaushalt 2015 / 2016 verzichtet. Die Genehmigung der
Aufsichtsbehörde gemäß § 102 Abs. 4 HGO für die 1. Nachtragshaushaltssatzung
erfolgte am 25.04.2016. Die entsprechende Genehmigung der Aufsichtsbehörde für
die 2. Nachtragshaushaltssatzung erfolgte am 26.04.2017.

4.4 Kassenkredite

Der unter § 4 der Haushaltssatzung 2016 festgesetzte Höchstbetrag der
Kassenkredite betrug in dem geprüften Haushaltsjahr 12.000.000,00 €.

Gemäß § 4 der 1. Nachtragshaushaltssatzung wurde der Höchstbetrag von
12.000.000,00 € um 2.000.000,00 € vermindert und damit auf 10.000.000,00 € neu
festgesetzt.

Gemäß §  4 der 2. Nachtragshaushaltssatzung wurde der Höchstbetrag von
10.000.000,00 € um 2.000.000,00 € vermindert und damit auf 8.000.000,00 € neu
festgesetzt.

Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde wurde am 18.06.2015 vorerst zurückgestellt.
Aufgrund der am 16.12.2015 vorgelegten 1. Nachtragshaushaltssatzung 2016 wurde
seitens der Aufsichtsbehörde auf eine nachträgliche Genehmigung der Haushalts-
satzung im Doppelhaushalt 2015 / 2016 verzichtet. Die Genehmigung der Aufsichts-
behörde gemäß § 105 Abs. 2 HGO für die 1. Nachtragshaushaltssatzung erfolgte am
25.04.2016. Die entsprechende Genehmigung der Aufsichtsbehörde für die
2. Nachtragshaushaltssatzung erfolgte am 26.04.2017.

4.5 Steuersätze für die Realsteuern

Die Steuersätze für die Realsteuern betrugen gemäß § 5 der Haushaltssatzung im
Haushaltsjahr 2016:

Landesdurchschnitt
Grundsteuer A 310 v. H. 389 v. H.
Grundsteuer B 560 v. H. 452 v. H.
Gewerbesteuer 380 v. H. 361 v. H.

Diese Steuersätze wurden gemäß § 5 der 1. Nachtragshaushaltssatzung und der
2. Nachtragshaushaltssatzung nicht geändert.

Damit liegt die Stadt Bad Nauheim nach dem vom Hessischen Statistischen
Landesamt für das Jahr 2016 herausgegebenen Realsteuervergleich bei den
Steuersätzen der Grundsteuer A unter, bei der Grundsteuer B und der Gewerbe-
steuer über dem gewogenen Durchschnittshebesatz der kreisangehörigen
Kommunen des Landes Hessen mit einer Einwohnerzahl von 20.000 bis unter 50.000.
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4.6 Stellenplan

Im Haushaltsjahr 2016 galt der von der Stadtverordnetenversammlung am
26.03.2015 beschlossene Stellenplan. Es gilt eine Stellenbesetzungssperre für das
gesamte Haushaltsjahr 2015 und Haushaltsjahr 2016. Ausgenommen von dieser
Stellenbesetzungssperre sind die Kindertagesstätten und die gebührenrechnenden
Einrichtungen. Eine Einzelfallentscheidung für die jeweiligen Stellenbesetzungen
während der Dauer der Stellenbesetzungssperre wird vom Haupt- und
Finanzausschuss getroffen.

Die Anzahl der Planstellen 2016 gegenüber 2015 verringerte sich um 4 Stellen von
bisher 361,89 Stellen auf 357,89 Stellen.

Die Anzahl der Planstellen 2016 der 1. Nachtragshaushaltssatzung gegenüber der
Haushaltssatzung verringerte sich um 1 Stelle von bisher 357,89 Stellen auf
356,89 Stellen.

Gemäß § 6 der 2. Nachtragshaushaltssatzung wurde der bisherige Stellenplan nicht
geändert.

4.7 Fraktionsgeschäftsmittel

Fraktionsgeschäftsmittel nach § 36 a Abs. 4 HGO wurden in der Kommune nicht in
Form von Geldmitteln gewährt. Es erfolgte eine Bereitstellung von Sachwerten
(Nutzung von Räumen).
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5. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

5.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

5.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Buchführung und Software

Die Bücher der Stadt werden nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung
geführt. Es gelten die einschlägigen Vorschriften der GemHVO und der GemKVO. Die
Stadt Bad Nauheim ist Anwender des EDV-Verfahrens "mpsNF V2.0" von der Firma
MPS Software & Systems GmbH.

Der Revision wurde die Zertifizierung der Version "mpsNF V2.0" vorgelegt. Hiernach
ist eine grundsätzliche Eignung für den Einsatz in der öffentlichen Verwaltung in
Hessen bestätigt.

Gemäß dem Erlass des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom
18. Februar 2010 genügt es, wenn das Verfahren vor Anwendung von einer
Prüfungseinrichtung, die in keiner Geschäftsbeziehung zum Programm-
/Verfahrensautor bzw. -vertreiber steht, geprüft worden ist. Vom Anwender muss
das Verfahren unverändert übernommen werden und das örtlich zuständige
Rechnungsprüfungsamt sich aufgrund des Berichts über die Prüfung des Verfahrens,
aus dem Ziel, Inhalt, Durchführung sowie Ergebnis der Prüfung hervorgehen müssen,
überzeugt haben, dass eine eigene ergänzende Prüfung nicht erforderlich ist.

Daher hat die Revision von einer eigenen Prüfung abgesehen.

Die Geschäftsvorfälle wurden vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die
Belege wurden ordnungsgemäß angewiesen, ausreichend erläutert und übersichtlich
abgelegt. Die Zahlen der Vorjahresbilanz wurden richtig im Berichtsjahr vorgetragen.
Der Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutreffend entwickelt und vom
Magistrat aufgestellt.

Die Bestandsnachweise der Vermögensgegenstände, des Kapitals, der Schulden, der
Rückstellungen, der Sonderposten und der Rechnungsabgrenzungsposten wurden
erbracht.

Die Abstimmung der Buchbestände (Inventar) mit den tatsächlich vorhandenen
Vermögensgegenständen (Nr. 3 der Hinweise zu § 36 GemHVO) ist auf der Grundlage
des Erlasses des HMdIS vom 30.07.2014 / 29.06.2016 nicht erfolgt. Demnach kann
die Inventur bis zum Jahresabschluss 2017 zurückgestellt werden. Dies gilt auch für
die Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens mit Ausnahme der flüssigen
Mittel.

Des Weiteren wurde auf die Angaben nach § 48 Abs. 2 GemHVO zu Leistungsmengen
und Kennzahlen ebenfalls auf der Grundlage des Erlasses des HMdIS vom
30.07.2014 / 29.06.2016 verzichtet. Demnach kann die Angabe von Leistungsmengen
und Kennzahlen bis zum Jahresabschluss 2018 zurückgestellt werden.



Stadt Bad Nauheim
Bericht über die Prüfung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2016 Wetteraukreis

- Revision - Seite 22 von 39

Bei der Prüfung wurden keine Sachverhalte festgestellt, die dagegen sprechen, dass
die von der Stadt getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen
geeignet sind, die Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT -Systeme
zu gewährleisten.

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach der
Feststellung der Revision im Wesentlichen den gesetzlichen Vorschriften, den sie
ergänzenden Satzungen und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Die aus
den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen zu einer
ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Rechenschafts-
bericht.

Internes Kontrollsystem (IKS

Folgende Feststellungen bezüglich des IKS wurden getroffen:

• Eine Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie ist bisher noch nicht
erstellt. Die Umsetzung wird empfohlen.

• Eine Dienstanweisung zur EDV-Organisation und zur Datensicherheit
wurde im Haushaltsjahr 2022 erstellt.

Das rechnungslegungsbezogene Interne Kontrollsystem gewährleistet eine
vollständige, richtige und zeitnahe Erfassung, Verarbeitung und Aufzeichnung der
Daten der Rechnungslegung.

Nach unseren Prüfungsfeststellungen gewährleistet der auf Grundlage des
Kommunalen Verwaltungskontenrahmens (KVKR) erstellte und für den
Jahresabschluss angewandte Kontenplan eine klare und übersichtliche Ordnung des
Buchungsstoffs.

Ergänzend wird auf die Ergebnisse unserer Kassenprüfungen verwiesen.

5.1.2 Einziehung der Erträge

Die Prüfung nach § 26 GemHVO hat ergeben, dass sowohl die kassenmäßige
Vereinnahmung als auch die Verpflichtung zur vollständigen Erfassung und
Festsetzung der zustehenden Erträge durch den Magistrat grundsätzlich erfolgt ist.

5.1.3 Bewirtschaftung und Überwachung der Aufwendungen und Auszahlungen

Die im Haushaltsjahr 2016 zur Verfügung gestellten Mittel wurden nach
§ 27 GennHVO so verwaltet, dass sie zur Deckung der Aufwendungen und
Auszahlungen des Haushaltsplanes ausreichten. Es wurde der Grundsatz beachtet,
dass Mittel erst dann in Anspruch genommen wurden, wenn die Aufgabenerfüllung
es erfordert.
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5.1.4 Haushaltsüberschreitungen

Für die Verwaltung gift der Grundsatz der Bindung an die Haushaltsansätze.
Abweichungen von den Planansätzen Lassen sich in der Praxis nicht immer
vermeiden. Werden jedoch bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche
Aufwendungen und Auszahlungen bei den einzelnen Ansätzen oder einzelnen
vorgegebenen Finanzrahmen (Budget) in einem zum Verhältnis der gesamten
Aufwendungen und Auszahlungen erheblichen Umfang notwendig, dann ist nach
§ 98 Abs. 2 HGO eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen.

Im Haushaltsjahr 2016 sind im Ergebnishaushalt im Vergleich zum fortgeschriebenen
Haushaltsansatz (Nachtrag inkl. ÜPL/APL/Sperre und Ermächtigungen) folgende
Mehraufwendungen entstanden:

Mehraufwendungen
Personalaufwendungen 116.028,52 C
Versorgungsaufwendungen 115.656,38 C
Abschreibungen 1.616.741,29 C
Aufwendungen für Zuweisungen und Zuschüsse
sowie besondere Finanzaufwendungen

122.125,62 C

Sonstige ordentliche Aufwendungen 14.513,66 C
Zinsen und andere Finanzaufwendungen 15.078,36 C
Außerordentliche Aufwendungen 746.297,30 C

Eine Erläuterung der wesentlichen Mehraufwendungen und Auszahlungen kann aus
dem von der Stadt Bad Nauheim erstellten Rechenschaftsbericht entnommen
werden.

Nach § 100 HGO sind über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
nur zulässig, wenn sie unvorhergesehen und unabweisbar sind und die Deckung
gewährleistet ist. Über die Leistung dieser Ausgaben entscheidet der Magistrat,
soweit die Stadtverordnetenversammlung keine andere Regelung trifft; im Übrigen
ist der Stadtverordnetenversammlung davon alsbald Kenntnis zu geben.

Sind die Aufwendungen und Auszahlungen nach Umfang oder Bedeutung erheblich,
bedürfen sie der vorherigen Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung. In der
Budgetierungsrichtlinie zum Haushaltsplan 2016 wurde der Magistrat ermächtigt zu
entscheiden über

a) alle über- und außerplanmäßigen Aufwendungen im Ergebnishaushalt bis zu
einem Betrag von 20.000,00 C,

b) alle über- und außerplanmäßigen Auszahlungen im Finanzhaushalt bis zu einem
Betrag von 20.000,00 C.

Der Stadtverordnetenversammlung ist davon vierteljährlich Kenntnis zu geben.

Nach den Erkenntnissen unserer Prüfung lagen die hierfür notwendigen Beschlüsse
vor.

Die Planansätze haben sich durch die Nachtrag noch einmal geändert.
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Im Hinblick auf die Bestimmungen der HGO ist darauf zu verweisen, dass die
erforderlichen Beschlüsse nach § 100 HGO vor Entstehen der Haushaltsüber-
schreitung unter Aufzeigung der Deckung zu fassen sind.

5.1.5 Vergabeverfahren

Aufgrund einer risikoorientierten Bewertung aller vergaberechtlichen Ausgaben der
Kommune im Haushaltsjahr wurde von einer technischen Prüfung abgesehen.

5.1.6 Übertragbarkeit der Ansätze

Abweichend vom Prinzip der Jährlichkeit können gemäß § 21 Abs. 1 GemHVO
Haushaltsansätze für Aufwendungen eines Budgets ganz oder teilweise für
übertragbar erklärt werden. Die übertragenen Aufwendungen bleiben jedoch
längstens bis zum Ende des zweiten auf die Veranschlagung folgenden Jahres
verfügbar. Die Übertragbarkeit ist gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 8 GemHVO mittels
Haushaltsvermerk im Haushaltsplan zu kennzeichnen.

Ansätze für Auszahlungen und für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen bleiben nach § 21 Abs. 2 GemHVO bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung
für ihren Zweck verfügbar, bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch
zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder der Gegenstand
in seinen wesentlichen Teilen benutzt werden kann. Werden diese Maßnahmen im
Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ansätze für Auszahlungen bis zum Ende
des zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahres verfügbar.

Erträge und Einzahlungen sind nicht übertragbar.

Für die Übertragbarkeit von Kreditermächtigungen ist § 103 Abs. 3 HGO
anzuwenden. Demnach gilt die Kreditermächtigung bis zum Ende des auf das
Haushaltsjahr folgenden Jahres und, wenn die Haushaltssatzung für das
übernächste Jahr nicht rechtzeitig bekannt gemacht wird, bis zur Bekanntmachung
dieser Haushaltssatzung.

Für die übertragenen Aufwendungen waren im geprüften Haushaltsjahr
Übertragungsvermerke gemäß Budgetierungsrichtlinie vorhanden.

Im geprüften Haushaltsjahr 2016 wurden Haushaltsermächtigungen für
Aufwendungen i. H. v. 163.846,70 €, für Investitionen i. H. v. 9.849.560,55 € sowie
für Kreditaufnahmen i. H. v. 3.381.800,00 € in das folgende Haushaltsjahr 2017
übertragen.

Dem Anhang der Stadt (Anlage 4 zum Schlussbericht) ist gem. § 112 Abs. 4 Nr. 2 HGO
eine entsprechende Übersicht als Anlage g beigefügt.
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5.1.7 Jahresabschluss

Die Vermögensrechnung, die Ergebnisrechnung sowie die Finanzrechnung sind den
gesetzlichen Vorschriften entsprechend gegliedert. Die Vermögensgegenstände und
die Schulden sowie das Kapital, die Sonderposten und die Rechnungsabgrenzungs-
posten wurden nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet, für erkennbare Risiken
wurden Rückstellungen in ausreichendem Maße gebildet.

Die Stadt hat gem. § 14 GemHVO zur Unterstützung der Verwaltungssteuerung und
für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit in Teilbereichen
eine Kosten- und Leistungsrechnung (in Form einer Voll- bzw. Teilkostenrechnung)
aufgebaut. Die Ergebnisse der Kosten- und Leistungsrechnung sind als interne
Leistungsbeziehungen in den Teilergebnisrechnungen gesondert ausgewiesen.

Der Anhang enthält die notwendigen Erläuterungen der Vermögensrechnung, der
Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung, insbesondere die von der Stadt
angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze, sowie die sonstigen
Pflichtangaben.

Die Revision kommt zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum 31. Dezember
2016 unter Berücksichtigung der Feststellungen (Ziffer 7.1) und Einschränkungen
(Ziffer 7.2) ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften
Unterlagen abgeleitet worden ist und den gesetzlichen Vorschriften, den sie
ergänzenden Satzungen und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen
entspricht.

5.1.8 Rechenschaftsbericht

Der vom Magistrat aufgestellte Rechenschaftsbericht ist diesem Bericht als Anlage 5
beigefügt.

Der Rechenschaftsbericht entspricht nach den bei der Prüfung gewonnenen
Erkenntnissen den gesetzlichen Vorschriften.

Die Prüfung ergab, dass der Rechenschaftsbericht

• mit dem Jahresabschluss sowie den bei der Prüfung gewonnenen
Erkenntnissen in Einklang steht,

• insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt vermittelt,
• die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
• alle weiteren nach § 51 GemHVO erforderlichen Angaben und Erläuterungen

enthält.

Der Revision sind keine (weiteren) nach Schluss des Haushaltsjahres eingetretenen
Vorgänge von besonderer Bedeutung bekannt geworden, über die zu berichten wäre.
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5.1.9 Ausgleich der Gebührenhaushalte

Die Entwicklung der Deckung der Gebührenhaushalte zeigt die folgende Aufstellung:

Gebührenrechtliches Ergebnis

Im gebührenrechtlichen Ergebnis sind grundsätzlich ordentliche Erträge und
Aufwendungen nach interner Leistungsverrechnung enthalten, nicht aber Erträge
aus der Auflösung von Sonderposten für Zuweisungen und Zuschüsse,
Abschreibungen auf Forderungen sowie außerordentliche Erträge und
Aufwendungen.

Bereich Erträge
ILV

Aufwendungen
inkl. ILV

2016
Zuschussbedarf

bzw.
Überdeckung

Deckungs-
quotequote

Abwasserbeseitigung 5.092.632,53 C 5.195.038,23 C - 102.405,70 C 98,0 %

Abfallbeseitigung 1.797.726,20 C 1.937.677,80 C - 139.951,60 C 92,8 %

Straßenreinigung 838.015,91 C 863.672,02 C - 25.656,11 C 97,0 %

Aus der Nachkalkulation im Gebührenhaushalt Abwasserbeseitigung ergibt sich ein
Überschuss des Haushaltsjahres 2011 in Höhe von 397.064,62 C, welcher im
Haushaltsjahr 2016 nicht dem Sonderposten für den Gebührenausgleich zugeführt
wird. Der Sonderposten wird um diesen Betrag weiterhin zu niedrig ausgewiesen (vgl.
Berichterstattung unter 7.1).

Der Gebührenhaushalt „Abwasserbeseitigung" im Rahmen der Nachberechnung
ermittelte Unterdeckung wurde gem. § 41 Abs. 7 GemHVO dem bestehenden
Sonderposten für den Gebührenausgleich entnommen. Diese besteht aus den
Bereichen „Schmutzwasser" und „Niederschlagswasser". Der Bereich „Schmutz-
wasser" erwirtschaftete eine Unterdeckung in Höhe von 151.169,51 und der
Bereich „Niederschlagswasser" erwirtschaftete eine Überdeckung in Höhe von
48.763,81 C. Der Sonderposten beträgt zum 31.12.2016 3.145.148,34 C.

Folgende Feststellung haben wir zum Gebührenhaushalt „Abwasserbeseitigung"
getroffen:

Innerhalb der Nachberechnung Abwasserbeseitigung wird die kalkulatorisch und
zum Zwecke der jährlichen Betriebsabrechnung getrennt vorzunehmende Ermittlung
für die Gebühren -/Leistungsarten Schmutzwasserbeseitigung und Niederschlags-
wasserbeseitigung in der Buchhaltung für beide Gebührenarten nur summarisch
erfasst. Es ist somit aus der Buchhaltung die notwendige getrennte Fortschreibung
der jährlichen Ergebnisse beider Gebührenarten und die Entwicklung des ebenfalls
getrennt zu führenden Sonderpostens für Gebührenüberdeckungen nicht erkennbar.

Die im Gebührenhaushalt „Abfallbeseitigung" im Rahmen der Nachberechnung
ermittelte Unterdeckung wurde gem. § 41 Abs. 7 GemHVO dem bestehenden
Sonderposten für den Gebührenausgleich entnommen. Der Sonderposten beträgt
zum 31.12.2016 1.017.103,12 C.
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Die im Gebührenhaushalt „Straßenreinigung" im Rahmen der Nachberechnung
ermittelte Unterdeckung wurde gem. § 41 Abs. 7 GemHVO dem bestehenden
Sonderposten für den Gebührenausgleich entnommen. Die Ermittlung der Zuführung
bzw. Entnahme aus der Gebührenausgleichsrücklage Straßenreinigung ergibt sich,
aufgrund der Systematik der Kalkulation, nicht aus dem Saldo zwischen Erträgen
und Aufwendungen. Die gebührenfähigen Kosten werden nach einem festen
Schlüssel auf die Reinigungsklassen verteilt. Die Differenz zwischen Vorkalkulation
und Nachkalkulation ergibt die Zuführung bzw. Entnahme. Der Sonderposten beträgt
zum 31.12.2016 612.961,95 C.

Ab dem 01.01.2013 ist die neue Rechtslage des KAG zu beachten.

Die Ermittlung der Kosten kann demnach ein mehrjähriger Kalkulationszeitraum
zugrunde gelegt werden, der 5 Jahre nicht überschreiten soll. Kostenüberdeckungen,
die sich am Ende dieses Zeitraumes ergeben, sind innerhalb der folgenden 5 Jahre
auszugleichen, Kostenunterdeckungen sollen in diesem Zeitraum ausgeglichen
werden. Darüber hinaus wurde mit der Novellierung geregelt, dass nur die Erträge
aus der Auflösung von Beiträgen gebührenmindernd zu berücksichtigen sind.

Unter Zugrundelegung eines 1 -jährigen Kalkulationszeitraumes sind aufgrund der
Anwendung der Übergangsregelungen des novellierten KAG die ab 2008
erwirtschafteten Überschüsse jeweils innerhalb der folgenden 5 Jahre aufzulösen.

Auf die Einhaltung der Vorgaben des novellierten KAG wird hingewiesen.

5.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

5.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung bei Berücksichtigung der im Bestätigungsvermerk dargestellten
Einschränkungen (Ziffer 7.2) und der unter der Ziffer 7.1 dargestellten
Prüfungsergebnisse, ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage.

5.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Es wird auf die Angaben im Anhang der Stadt (Anlage 4) verwiesen.

Die folgenden wesentlichen Bewertungsgrundlagen, die im Haushaltsjahr
ausgeübten Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte, die folgenden wesentlichen
wertbestimmenden Faktoren sind im Hinblick auf die Beurteilung der
Gesamtaussage des Jahresabschlusses besonders zu erwähnen:
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Unter Anwendung des Schreibens der Kommunalaufsicht vom 03.05.2021 bzw.
11.05.2023 zur Aufarbeitung rückständiger Jahresabschlüsse wurde der für das
Berichtsjahr ermittelte Korrekturbedarf von Seiten der Finanzverwaltung nicht
umgesetzt. Des Weiteren wurden keine Korrekturen in Anhang, Anlagen zum Anhang
und im Rechenschaftsbericht vorgenommen. Nähere Angaben sind der Ziffer 7.1 zu
entnehmen.

5.2.3 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Über die Anwendung des Schreibens der Kommunalaufsicht vom 03.05.2021 bzw.
vom 11.05.2023 hinaus waren im Berichtsjahr keine sachverhaltsgestaltenden
Maßnahmen mit wesentlichen Auswirkungen auf die Gesamtaussage des
Jahresabschlusses zu verzeichnen.
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6. STEUERLICHE UND RECHTLICHE VERHÄLTNISSE

6.1 Steuerliche Verhältnisse

Tatsächliche Verhältnisse

Die Stadt Bad Nauheim unterliegt nur mit ihren BA der Steuerpflicht.

Die Stadt Bad Nauheim selbst unterhält folgende BgA (weitere BA in
Eigenbetrieben):

- Mehrzweckhalle Schwalheim
- Eisstadion
- Rosenfest Steinfurth
- Abfallwirtschaft (inkl. Containerstellplätze DSD)
- Bürgerhaus Rödgen
- Kurbetrieb (inkl. Therme)
- Bauhof
- Parkflächen
- Elvis -Presley -Festival

Die Pflicht zur Abgabe von Körperschaft- bzw. Gewerbesteuererklärungen und
Umsatzsteuererklärungen kann sich jeweils auf die einzelnen BA erstrecken.

Außenprüfung

Die Steuerprüfung der Betriebe gewerblicher Art fand im Zeitraum vom 13.06.2019
bis 01.04.2021 statt. Sie umfasste den Prüfungszeitraum 2014 bis 2016 und
umfasste die Umsatzsteuer, Körperschaftsteuer sowie Gewerbesteuer. Die
Prüfungsfeststellungen sind dem Bericht über die Außenprüfung zu entnehmen.

Die Lohnsteueraußenprüfung fand im Zeitraum vom 16.11.2015 bis 20.11.2015 statt.
Sie umfasste die Veranlagungszeiträume 2011 bis 2014. Die Prüfung ergab keine
wesentlichen Prüfungsfeststellungen. Einzelheiten sind dem Bericht über die
Lohnsteuer -Außenprüfung zu entnehmen.

Die letzte Betriebsprüfung nach § 28 p Abs. 1 SGB IV wurde im Zeitraum vom
29.09.2014 bis 02.10.2014 durchgeführt. Sie umfasste den Prüfungszeitraum vom
01.01.2010 bis 31.12.2013. Die Prüfung führte zu Nachforderungen in Höhe von
33 1-€.



Stadt Bad Nauheim
Bericht über die Prüfung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2016 Wetteraukreis Seite 30 von 39

6.2 Beteiligungen

6.2.1 Stadtwerke Bad Nauheim GmbH

Die „Stadtwerke Bad Nauheim" werden nach dem GmbH-Gesetz und dem
Gesellschaftsvertrag vom 23.08.2001 in der Rechtsform einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung geführt. Nach § 3 des Gesellschaftsvertrages Ist Gegenstand
des Unternehmens, die Versorgung mit Strom, Erdgas, Wasser und Wärme sowie den
öffentlichen Personennahverkehr (Stadtbusverkehr) sicher zu stellen. Das
Stammkapital beträgt gem. § 5 des Gesellschaftsvertrages 7.700.000,00 C.

Der Jahresabschluss 2016 wurde von der Geschäftsführung erstellt.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats der Stadtwerke Bad Nauheim GmbH hat die
Dr. Röhricht — Dr. Schillen GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft — Steuerbera-
tungsgesellschaft, Bielefeld, mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2016
beauftragt. Gegenstand der Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss
und der Lagebericht sowie die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen
Vorschriften zur Rechnungslegung und der sie ergänzenden Bestimmungen der
Satzung.

Im Rahmen des erweiterten Prüfungsauftrages wurde auch die Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführung geprüft und in entsprechender Anwendung des § 53 Absatz 1
Haushaltsgrundsätzegesetz darüber berichtet. Dabei ist der IDW Prüfungsstandard
Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720) zugrunde gelegt worden.
Die Betriebsleitung ist danach in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften
sowie den Bestimmungen der Betriebssatzung und der Geschäftsordnung erfolgt.

Im Geschäftsjahr 2016 war zudem die Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in
der internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG Gegenstand der Prüfung.

Für das Haushaltsjahr 2016 konnte ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk
durch Dr. Röhricht — Dr. Schillen GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuer-
beratungsgesellschaft, Bielefeld, am 23.05.2017 erteilt werden. Danach entsprach
die Buchführung und der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften. Der
Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes. Auch der Lagebericht stand in
Einklang mit dem Abschluss.

6.2.2 Hochwaldkrankenhaus - Städtisches Krankenhaus Bad Nauheim

Das Hochwaldkrankenhaus wird nach dem Eigenbetriebsgesetz Hessen und der
Betriebssatzung als Eigenbetrieb geführt. Die operativen Geschäftsbereiche des
Hochwaldkrankenhauses wurden mit Wirkung vom 01.01.2007 im Wege einer
Sacheinlage in Höhe von 10,4 Mio. C in die Gesundheitszentrum Wetterau gGmbH
(GZW) übertragen. Die Übertragung der Sacheinlage erfolgte gemäß § 123 Abs. 3
Umwandlungsgesetz durch Ausgliederung.

Der Jahresabschluss 2016 wurde von der Betriebsleitung erstellt.
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Die Betriebsleitung beauftragte in Ausführung eines Beschlusses der
Stadtverordnetenversammlung die Rödl & Partner GmbH, Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft, Nürnberg, mit der Prüfung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2016. Gegenstand der Prüfung waren die Buchführung,
der Jahresabschluss und der Lagebericht sowie die Einhaltung der einschlägigen
gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und der sie ergänzenden
Bestimmungen der Satzung.

Für das Haushaltsjahr 2016 konnte ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk am
07.07.2017 erteilt werden. Danach entsprach die Buchführung und der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften. Der Jahresabschluss vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage des Betriebes. Auch der Lagebericht stand in Einklang mit dem
Abschluss.

6.2.3 Bad Nauheimer Wohnungsbaugesellschaft mbH

Die „Bad Nauheimer Wohnungsbaugesellschaft" wird nach dem GmbH-Gesetz und
dem Gesellschaftsvertrag, zuletzt geändert mit Beschluss vom 04.07.2012, als
Gesellschaft mit beschränkter Haftung geführt.

Der Jahresabschluss 2016 wurde von der Geschäftsführung erstellt.

Die Geschäftsführung beauftragte in Ausführung eines Beschlusses des
Aufsichtsrates den Verband der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft e.V.,
Frankfurt, mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2016. Gegenstand der
Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht sowie die
Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und der
sie ergänzenden Bestimmungen der Satzung.

Im Rahmen des erweiterten Prüfungsauftrages wurde auch die Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführung geprüft und in entsprechender Anwendung des § 53 Abs. 1
Haushaltsgrundsätzegesetz darüber berichtet. Dabei ist der IDW Prüfungsstandard
Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720) zugrunde gelegt worden.
Die Betriebsleitung ist danach in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften
sowie den Bestimmungen der Betriebssatzung und der Geschäftsordnung erfolgt.

Für das Haushaltsjahr 2016 konnte ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk am
04.05.2017 erteilt werden. Danach entsprach die Buchführung und der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften. Der Jahresabschluss vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft. Auch der Lagebericht stand in Einklang mit dem
Abschluss.
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6.2.4 Bad Nauheimer Stadtmarketing und Tourismus GmbH

Die „Bad Nauheimer Stadtmarketing und Tourismus" wird nach dem GmbH-Gesetz
und dem Gesellschaftsvertrag, letztmals geändert am 05.11.2015, als Gesellschaft
mit beschränkter Haftung geführt.

Der Jahresabschluss 2016 wurde von der Geschäftsführung erstellt.

Die Geschäftsführerin der Gesellschaft beauftragte in Ausführung eines Beschlusses
der Gesellschafterversammlung die RGT Treuhand Revisionsgesellschaft mbH mit
der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2016. Gegenstand der Prüfung waren
die Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht sowie die Einhaltung der
einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und der sie
ergänzenden Bestimmungen des Gesellschafsvertrages.

Im Rahmen des erweiterten Prüfungsauftrages wurde auch die Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführung geprüft und in entsprechender Anwendung des § 53 Abs. 1
Haushaltsgrundsätzegesetz darüber berichtet. Dabei ist der IDW Prüfungsstandard
Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720) zugrunde gelegt worden.
Die Betriebsleitung ist danach im Wesentlichen in Übereinstimmung mit den
gesetzlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen der Betriebssatzung und der
Geschäftsordnung erfolgt.

Für das Haushaltsjahr 2016 konnte ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk am
16.05.2017 erteilt werden. Danach entsprach die Buchführung und der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften. Der Jahresabschluss vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage des Betriebes. Auch der Lagebericht stand in Einklang mit dem
Abschluss.

6.2.5 Musikschule Bad Nauheim gGmbH

Die „Musikschule Bad Nauheim" wird nach dem GmbH-Gesetz und dem
Gesellschaftsvertrag als Gesellschaft mit beschränkter Haftung geführt. Der
Gesellschaftsvertrag wurde letztmals am 10.06.2015 geändert.

Der Jahresabschluss 2016 wurde von der Geschäftsführung erstellt.

Die Geschäftsführung beauftragte in Ausführung eines Beschlusses der
Gesellschafterversammlung die QS Treuhand GmbH, Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft, Butzbach, mit der Prüfung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2016. Gegenstand der Prüfung waren die Buchführung,
der Jahresabschluss und der Lagebericht sowie die Einhaltung der einschlägigen
gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und der sie ergänzenden
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages.

Im Rahmen des erweiterten Prüfungsauftrages wurde auch die Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführung geprüft und in entsprechender Anwendung des § 53 Absatz 1
Haushaltsgrundsätzegesetz darüber berichtet. Dabei ist der IDW Prüfungsstandard
Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720) zugrunde gelegt worden.
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Die Betriebsleitung ist danach in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften
sowie den Bestimmungen der Betriebssatzung und der Geschäftsordnung erfolgt.

Für das Haushaltsjahr 2016 konnte ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk am
04.05.2017 erteilt werden. Danach entsprach die Buchführung und der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften. Der Jahresabschluss vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft. Auch der Lagebericht stand in Einklang mit dem
Abschluss.

Anteile an Zweckverbänden und Stiftungen

- Zweckverband Schwimmbad Bad Nauheim-Friedberg
- Gemeinnützige WAUS GmbH i. L.
- Wasserverband Nidda
- ekom21 — KGRZ Hessen
- Stiftung William G. Kerckhoff Herz- und Rheumazentrum Bad Nauheim
- Stiftung Sprudelhof Bad Nauheim



Stadt Bad Nauheim
Bericht über die Prüfung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2016 Wetteraukreis

- Revision - Seite 34 von 39

6.3 Wesentliche Verträge

Wesentliche Verträge

• Vereinbarung der Stadtwerke Bad Nauheim GmbH mit dem Magistrat der Stadt
Bad Nauheim über die Versorgung mit Strom, Gas und Wasser und über die
Benutzung öffentlicher Verkehrsräume (Straßen, Wege und Plätze) und
gemeindeeigener Grundstücke vom 14. November 1992 mit Änderungen vom
7./20. Dezember 1995 und vom 27. Januar/15. Mai 2000. Die Vereinbarung gilt
solange, wie die Stadtwerke einzelne oder alle im Vertrag genannten
Versorgungszweige ausüben.

• Vereinbarung der Stadtwerke Bad Nauheim GmbH mit dem Magistrat der Stadt
Bad Nauheim über die Betriebsführung der Straßenbeleuchtung vom 24. Juni
1993 mit Nachtragsvereinbarungen vom 21. Juli 1994 und 12./19. März 1996.
Der Vertrag wurde auf unbestimmte Zeit geschlossen.

• Gestattungsvertrag der Stadtwerke Bad Nauheim GmbH mit der Stadt Bad
Nauheim über die Fernwärmeversorgung im Neubaugebiet „Am Goldstein" vom
20. August/1. September 2004. Der Vertrag läuft bis zum 31. Mai 2024.

• Stromlieferungsvertrag zwischen der Stadt Bad Nauheim und der
Oberhessischen Versorgungsbetriebe Aktiengesellschaft über die Versorgung
der Stadtteile Nieder-Mörlen, Rödgen, Schwalheim, Steinfurth, Wisselsheim und
ihrer Einwohner im Rahmen des § 6 Energiewirtschaftsgesetzes mit elektrischer
Energie. Nicht zum Versorgungsgebiet der OVAG gehört die von den Stadtwerken
Bad Nauheim versorgte Kernstadt Bad Nauheim. Der Vertrag datiert vom 29.
April 1977. In § 6 des Vertrages werden die Bedingungen der Konzessionsabgabe
geregelt. Der Vertrag wurde mit einer Dauer von 50 Jahren abgeschlossen. Mit
Schreiben vom 10. November 1992 wurde der Konzessionsvertrag an die §§ 2, 8
Konzessionsabgabeverordnung (KAV) vom 9. Januar 1992 angepasst.

• Kommunalisierungsvertag zwischen dem Land Hessen — Städtische Staatsbäder
und der Stadt Bad Nauheim vom 17. Juni 2005 sowie der
Ergänzungsvereinbarung vom 18. August 2008.



Stadt Bad Nauheim
Bericht über die Prüfung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2016 Wetteraukreis

- Revision - Seite 35 von 39

7. PRÜFUNGSFESTSTELLUNGEN UND BESTÄTIGUNGSVERMERK

7.1 Prüfungsfeststellungen

Bei Durchführung der Prüfung des Jahresabschlusses und des Rechenschafts-
berichts wurden folgende wesentliche Unrichtigkeiten und Verstöße gegen
gesetzliche Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen
ortsrechtlichen Bestimmungen festgestellt.

Die Prüfungsfeststellungen sind der Verwaltungsleitung mitgeteilt worden.

Insgesamt wurden auf Grund der Prüfung des Berichtsjahres 7 Nachbuchungen /
Umbuchungen / Korrekturbuchungen mit einem Gesamtvolumen von 1.282.136,64 €
festgestellt.

Unter Anwendung des Schreibens der Kommunalaufsicht vom 03.05.2021 und des
Ergänzungsschreibens vom 11.05.2023 zur Aufarbeitung rückständiger Jahresab-
schlüsse wurden die Korrekturen im Berichtsjahr von Seiten der Finanzverwaltung
nicht umgesetzt.

Folgend dargestellt sind die wesentlichen Prüfungsfeststellungen mit
Korrekturbedarf des Berichtsjahres:

• Fehlerhafte Abgrenzungen im aktiven Rechnungsabgrenzungsposten
hinsichtlich Beamtengehältern und Zinszahlungen,

• Weiterhin fehlende Zuführung zu den Sonderposten für den
Gebührenausgleich aus der Nachkalkulation 2011,

• Bereinigung manueller Buchungen auf nebenbuchgeführten Konten (offene
Posten Listen),

• Fehlende Bereinigung des Umsatzsteuerzahllastkontos.

Der zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluss 2016 weist einen Jahresfehlbetrag von
83.455,81 € aus. Dieser würde sich nach Umsetzung der Nachbuchungen aus der
Jahresabschlussprüfung 2016 auf 102.475,35 C erhöhen.

Der Jahresfehlbetrag im ordentlichen Ergebnis verschlechtert sich dabei um
397.064,62 € von 826.474,09 C auf 1.223.538,71 €. Durch die Verbesserung im
außerordentlichen Ergebnis i. H. v. 378.045,08 € ergibt sich insgesamt eine
ergebniswirksame Veränderung in Höhe von 19.019,54 €.

Bezüglich folgender Buchungen, teilweise aus vorangegangenen Jahresabschluss-
prüfungen resultierend, konnte keine Einigkeit mit der Verwaltungsleitung erzielt
werden. Korrekturen sind im Jahresabschluss 2016 für diese Sachverhalte
unterblieben:

• Während der Prüfung des Jahresabschlusses 2012 wurde festgestellt, dass
die Zuführung 2011 zu den Sonderposten für den Gebührenausgleich im
Bereich Abwasser nicht gebucht wurde. Die Zuführung hätte in 2011 erfolgen
müssen. Der Sonderposten wird um 397.064,62 € zu gering ausgewiesen.
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• Hinsichtlich der im Zusammenhang mit der Kommunalisierung des Kurbetriebs
vorgenommenen Buchungen konnte keine Einigkeit erzielt werden. Wir
verweisen in diesem Zusammenhang auch auf den Schlussbericht zur Prüfung
des Jahresabschlusses 2009. Die Revision weist darauf hin, dass § 108 Abs. 5
HGO nur ermöglicht, Wertansätze der Eröffnungsbilanz zu berichtigen, wenn
sich bei der Aufstellung der Bilanz für ein späteres Haushaltsjahr ergibt, dass
in der Eröffnungsbilanz Vermögensgegenstände oder Schulden nicht oder
fehlerhaft angesetzt wurden. Die Berichtigung erfolgt in der Weise, dass die
betroffene Vermögens- oder Schuldenposition berichtigt und in gleicher Höhe
die Nettoposition angepasst wird. Diese Berichtigung kann letztmalig in der
vierten der Eröffnungsbilanz folgenden Bilanz vorgenommen werden. Diese
Möglichkeit ergibt sich aber nur für Fehler der Eröffnungsbilanz.
Fehlbuchungen in laufenden Jahresabschlüssen können jedoch ausdrücklich
nicht durch Korrekturen gegen die Nettoposition korrigiert werden. Hier ist
allenfalls eine ergebniswirksame Korrektur möglich.

• Zum 01. Januar 2012 wurde der Kur- und Servicebetrieb in den städtischen
Haushalt zurückgeführt. Der sich aus der Konsolidierung der bilanzierten
Vermögenswerte ergebene Differenzbetrag von 4.962.850,78 € wurde gegen
die Nettoposition und Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen
Ergebnisses gebucht. Richtigerweise hätte die Rückführung ergebniswirksam
über das außerordentliche Ergebnis gebucht werden müssen.

• Während der Prüfung des Jahresabschlusses 2014 wurde festgestellt, dass
der Betrag auf dem Umsatzsteuerkonto nicht nachvollzogen werden konnte.
Die ausgewiesene Umsatzsteuerzahllast beträgt im geprüften Haushaltsjahr
2016 115.601,40 Euro. Die Umsetzung des festgestellten Nachbuchungs-
bedarfes in den geprüften Berichtsjahren ist unter Anwendung des Schreibens
der Kommunalaufsicht vom 03.05.2021 und Ergänzungsschreibens vom
11.05.2023 zur Aufarbeitung rückständiger Jahresabschlüsse im Berichtsjahr
nicht erfolgt. Gemäß Stellungnahme erfolgt die Umsetzung zum 01.01.2023.

Aufgrund der zuvor dargestellten Sachverhalte wird unser Testat diesbezüglich
eingeschränkt.
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7.2 Bestätigungsvermerk

Nach dem Ergebnis der Prüfung hat die Revision dem als Anlagen 1 bis 4 sowie
Anlage 6 beigefügten Jahresabschluss der Stadt zum 31. Dezember 2016 und dem
als Anlage 5 beigefügten Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr vom 1. Januar
bis 31. Dezember 2016 den folgenden eingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

"Schlussbericht der Revision:

Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und des
Rechenschaftsberichtes der Stadt für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 31.
Dezember 2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss
und Rechenschaftsbericht nach den gemeindewirtschaftlichen Vorschriften liegen in
der Verantwortung des Magistrats. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter
Einbeziehung der Buchführung und über den Rechenschaftsbericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 128 HGO vorgenommen. Die ist
so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Rechenschaftsbericht vermittelten
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt sowie die Erwartungen über
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des
Internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben der Buchführung, des
Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Magistrats sowie
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des
Rechenschaftsberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat mit Ausnahme der folgenden Einschränkungen zu keinen
weiteren Einwendungen geführt:

• Die Rückführung des Kur- und Servicebetriebes in den städtischen Haushalt
wurde zum einen gegen die Nettoposition gebucht und zum anderen gegen
die Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses.

• Die Darstellung der Vermögens- und der Ertragspositionen im Jahresab-
schluss ist hinsichtlich des für das Berichtsjahr und der Vorjahre
festgestellten, aber nicht umgesetzten wesentlichen Korrekturbedarfes
eingeschränkt.

• Der Sonderposten für den Gebührenausgleich im Bereich Abwasser ist in Höhe
der fehlenden Zuführung aus 2011 zu niedrig ausgewiesen.
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Mit diesen Einschränkungen entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt.

Der Rechenschaftsbericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar."

Hinsichtlich weiterer Prüfungsfeststellungen verweisen wir auf Punkt 7.1 dieses
Berichts.

Der vorstehende Schlussbericht wird in Übereinstimmung mit den gesetzlichen
Vorschriften und in Anlehnung an die Grundsätze ordnungsmäßiger
Berichterstattung bei kommunalen Abschlussprüfungen (vgl. IDR PL 260) erstattet.

Friedberg, den 07.07.2025

Gether
Leiter Fachdienst Revision
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8. ANLAGEN ZUM SCHLUSSBERICHT

1 Vermögensrechnung

2 Ergebnisrechnung

3 Finanzrechnung

4 Anhang

5 Rechenschaftsbericht

6 Teilrechnungen


